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Rundschreiben Nr.1968/69/100/26

An die

Sozialreferenten der Allge­
meinen Studentenausschüsse

die Mitglieder des Sozialausschusses z.K.

Betr»s Ausbildungsförderung

Bezug; Rundschreiben Nr.I968/69/IOO/15 vom 25.7*1968

Sehr geehrte Damen und Herren!

In den Gesetzentwürfen der SPD (Bundestagsdrucksache V/3O9O) 
und der FDP (Bundestagsdrucksache V/24I6) zur Ausbildungsförde­
rung wird eine ganze Reihe von Gesetzestexten zitiert, die 
vielen von Ihnen nicht ohne weiteres zugänglich sein dürften.

Um Ihnen allen ein eingehendes Studium der Gesetzentwürfe zu er­
möglichen, übersenden wir Ihnen anbei zwei Zusammenstellungen der 
wichtigsten zitierten Gesetzestexte.

Auch in dem Ihnen mit Rundschreiben Nr.1968/69/127 vom 8.Oktober 
1968 übersandten Entwurf des Familienministeriums sind einige 
in den Anlagen enthaltene Gesetzesbestimmungen aufgeführt.

' 1 Grüßen
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Aufzeichnung über die wichtigsten im

SPD-Gesetzentwurf über Ausbildungsförderung 

(Bundestagsdrucksache v/3 0 9 0 ) 

angezogenen gesetzlichen Bestimmungen.

GG»

§ 2s Art. 116 "~7(Begriff "Deutscher" , Wiedereinbürgerung)

(1) Deutscher im Sinne dieses Grundgesetzes' ist vorbehalt­
lich anderweitiger gesetzlicher Regelung, wer die deutsche 
Staatsangehörigkeit besitzt oder als Flüchtling oder Ver- . 
triebener deutscher Volkszugehörigkeit oder als dessen Ehe­
gatte oder Abkömmling in dem Gebiete des Deutschen Reiches 
nach dem Stande vom 31.Dezember 1937 Aufnahme gefunden hat.

(2) Frühere deutsche Staatsangehörige, denen zwischen dem
30.Januar 1935 und dem 8,Mai 1945 die Staatsangehörigkeit 
aus politischen, rassischen oder religiösen Gründen entzogen 
worden ist, und ihre Abkömmlinge sind, auf Antrag wieder ein­
zubürgern. Sie gelten als nicht ausgebürgert, sofern sie 
nach dem 8.Mai 1945 ihren Wohnsitz in Deutschland genommen 
haben und nicht einen entgegengesetzten Willen zum Ausdruck 
gebracht haben. .

§ 2s..Gesetz über die Rechtsstellung heimatloser Ausländer im Bun­
desgebiet vom 25.4.1951 (BGBl.1 S.269) - §§ 1 und 2 -

§ 1 (Heimatlose Ausländer)

(l) Heimatloser Ausländer im Sinne dieses Gesetzes ist ein
fremder Staatsangehöriger ocler Staatenloser, der

a) nachweist, daß er der Obhut der Internationalen Organi-' 
sation untersteht, die von den Vereinten Nationen mit der 
Betreuung verschleppter Personen und Flüchtlinge beauf­
tragt ist, und

b) nicht Deutscher nach Artikel 116 des Grundgesetzes ist 
und

c) äm 30.Juni 195° seinen Aufenthalt im Geltungsbereich 
des Grundgesetzes oder in Berlin (West) hatte oder die 
Rechtsstellung eines heimatlosen Ausländers auf Grund der 
Bestimmungen des § 2  Abs. 3 erwirbt.

(2) Die Bundesregierung wird ermächtigt, mit Zustimmung des 
Bundesrates Rechtsverordnungen zu erlassen, durch die andere 
ausländische Flüchtlinge zur Vermeidung unbilliger Härten 
den in Absatz 1 genannten Personen gleichgestellt werden.

(3) Wer seine Staatsangehörigkeit von einem heimatlosen 
Ausländer oder einer ihm nach Absatz 2 gleichgestellten 
Person ableitet, steht einem heimatlosen Ausländer im 
Sinne dieses Gesetzes gleich.



1. Die IRO-Satzung hatte den Begriff der verschleppten Personen 
und Flüchtlinge entsprechend der Frontenstellung des Zweiten 
Weltkrieges in gewisser Weise eingeengt und dadurch Personen von 
ihrer Betreuung ausgeschlossen, deren Nichtanerkennung als heimat 
lose Ausländer eine unbillige Härte gewesen wäre. Der Bundesmi­
nister des Innern hat sich deshalb in seinem Rundschreiben vom 
27.3*1955 (veröffentlicht bei Schaffarczyk, 2.Aufl., Anh.9) damit 
einverstanden erklärt, daß auch solche Personen als heimatlose 
Ausländer anerkannt werden, die die Voraussetzungen des § 1 Abs.l 
Buchst, b und c erfüllen und als verschleppte Personen oder 
Flüchtlinge unter der Obhut der IRO gestanden hätten, wenn diese 
an Stelle ihrer Satzung die Vorschriften und den Flüchtlingsbe­
griff des Abkommens über die Rechtsstellung der Flüchtlinge
(si unter B 1.2) zu Grunde gelegt hätte (ausgenommen solche Per­
sonen, die von der Obhut der IRO aus Gründen der Kriminalität 
ausgeschlossen waren).

2. Eine Rechtsverordnung ist auf Grund von § 1 Abs*2 nicht er­
gangen.

3. § 1 Abs.3 dient der Wahrung der Familioneinheit
und begünstigt ihrem Zweck nach nur diejenigen Ehefrauen^ die 
andernfalls als Folge ihrer Verbindung mit einem heimatlosen 
Ausländer nicht oder nicht mehr den Schutz ihres Heimatstaates 
genießen würden, und die Kinder des Ausländers. Dazu zählen 
jedenfalls Ehefrauen, die durch,Heirat mit einem heimatlosen 
Ausländer staatenlos wurden, und nach dem 30.6.1950 geborene 
Kinder eines heimatlosen Ausländers. Im Verfolgungsland zurück­
gebliebene Ehefrauen und Kinder, die zwar auch ihre Staatsange­
hörigkeit von einem heimatlosen Ausländer ableiten, aber aus 
dessen Familie ausgeschieden sind, können dagegen nicht heimat­
lose Ausländer auf Grund von § 1 Abs. 3 sein; sie genießen nooh 
den Schutz des Aufenthaltslandes und teilen nicht das Flüchtlings' 
Schicksal des Ehemannes bzw. Vaters (Buchholz, BVerwG 402.21,
Nr.2 zu § 1 HAG). Ehefrauen und bis zum 30.6.1950 geborene Kinder 
eines heimatlosen Ausländers, die in ihrer eigenen Person die 
Voraussetzungen des § 1 Abs.l erfüllen, sind heimatlose Ausländer 
nach dieser Vorschrift, sodaß § 1 Abs.3 für sie nicht Platz 
greift.

4 . Die Feststellung der Eigenschaft als heimatloser Ausländer 
obliegt der örtlich zuständigen Ausländerbehörde.

§ 2 (Verlust und Wiedererwerb der Rechtsstellung)

(1) Ein heimatloser Ausländer verliert diese Rechtsstellung, 
wenn er nach dem 30.Juni 1950 eine neue Staatsangehörigkeit er­
wirbt oder seinen gewöhnlichen Aufenthalt außerhalb des Geltungs­
bereichs des Grundgesetzes oder von Berlin (West) nimmt.

(2) Hat ein heimatloser Ausländer seinen gewöhnlichen Aufenthalt 
außerhalb des Geltungsbereichs des. Grundgesetzes oder von Berlin 
(West) genommen, so kann er innerhalb zweier Jahre seit dem Zeit­
punkt seiner Ausreise aus dem Geltungsbereich des Grundgesetzes 
oder aus Berlin (West) seinen gewöhnlichen Aufenthalt in den 
Geltungsbereich des Grundgesetzes oder nach Berlin (West) zurück­
verlegen. Mit der Rückkehr erlangt er wieder die Rechtsstellung 
eines heimatlosen Ausländers,

(3) Ein fremder Staatsangehöriger oder Staatenloser, der die 
Bestimmungen des § 1 Abs.l a und b erfüllt, nach dem l.Juli 1948



seinen gewöhnlichen Aufenthalt im Geltungsbereich des Grundge­
setzes- -oder in Berlin (West) hatte und ihn danach außerhalb des 
Geltungsbereichs des Grundgesetzes oder von Berlin (West) verlegt 
hat, erlangt die Rechtsstellung eines heimatlosen Ausländers, wenn 
er innerhalb von 2 Jahren seit dem Zeitpunkt seiner Ausreise aus 
dem Geltungsbereich des Grundgesetzes oder aus Berlin (West) 
rechtmäßig seinen Wohnsitz oder dauernden Aufenthalt in den Gel­
tungsbereich des Grundgesetzes oder nach Berlin (West) zurückver- 
legt.

§ 2s § 28 des Ausländergesetzes vom 28.4-1965 (BGB1.I S.353)«

Personenkreis

Als Asylberechtigte werden auf Antrag anerkannt?

1. Flüchtlinge im Sinne von Artikel 1 des Abkommens über 
die Rechtsstellung der Flüchtlinge,

2. sonstige Ausländer, die politisch Verfolgte nach 
Artikel 16 Abs.2 Satz 2 des Grundgesetzes sind,

sofern sie nicht bereits in einem anderen Land Anerkennung 
nach dem Abkommen über die Rechtsstellung der Flüchtlinge 
oder anderweitig Schutz .vor Verfolgung gefunden haben.

§ 13? § 65 des Bundesversorgungsgesetzess
Ruhen des Anspruchs auf Versorgung

(1) Der Anspruch auf Versorgungsbezüge ruht, wenn beide 
. Ansprüche auf der gleichen Ursache beruhen

1. in Höhe der Bezüge aus der gesetzlichen Unfallver­
sicherung

2. in Höhe des Unterschieds zwischen einer Versorgung 
nach allgemeinen beamtenrechtlichen Bestimmungen und 
aus der beamtenrechtlichen Unfallfürsorge,

3. in Höhe der Bezüge aus den für Gefangene geltenden Un­
fallfürsorge ge setzen.

(2) Der Anspruch auf die Grundrente (§ 31) ruht in Höhe
der neben Dienstbezügen gewährten Leistungen aus der beamten­
rechtlichen Unfallfürsorge, wenn beide Ansprüche auf der 
gleichen Ursache beruhen.

(3) Der Anspruch auf Heilbehandlungt (§ 10 Abs.l) und auf 
den Ersatz außergewöhnlicher Kosten für Kleider- und 
Wäscheverschleiß (§ 13 Abs.4) ruht insoweit, als

1. aus gleicher Ursache Ansprüche auf entsprechende 
Leistungen nach den beamtenrechtlichen Vorschriften 
über die Unfallfürsorge bestehen;

2. Ansprüche auf entsprechende Leistungen nach den Vor­
schriften über die Heilfürsorge für Angehörige des 
Bundesgrenzschutzes und für Soldaten (Bundesbesol­
dungsgesetz §§ 30, 36 Abs.2 und Wehrsoldgesetz § 1 
Abs.l) und nach den landesrechtlichen Vorschriften 
für Polizeivollzugsbeamte der Länder bestehen.



§ 13s Bundesentschädigungsgesetzs

Bundesgesetz zur Entschädigung für Opfer der national- 
sozialistisehen Verfolgung (Bundesentschädigungsgesetz -BEG)

Vom 29.6.1956 (BGB1.I S.562) in der Passung der "bisher 
ergangenen Änderungs- und Srgänzungsgesetze, zuletzt vom 
19.8.1957 (BGBl.1 S.I25O)

-Auszug-

Anspruch auf Entschädigung.

(1) Opfer der nationalsozialistischen Verfolgung ist, wer 
aus Gründen politischer Gegnerschaft gegen den Nationalsozia­
lismus oder aus Gründen der Rasse, des Glaubens oder der 
Weltanschauung durch nationalsozialistische Gewaltmaßnahmen 
verfolgt worden ist und hierdurch Schaden an Leben, Körper, 
Gesundheit, Freiheit, Eigentum, Vermögen, in seinem berufli­
chen oder in seinem wirtschaftlichen Fortkommen erlitten
hat (Verfolgter).

(2) Dem Verfolgten im Sinne des Absatzes 1 wird gleichge­
stellt, wer durch nationalsozialistische Gewaltmaßnahmen 
verfolgt worden ist,

1. weil er auf Grund eigener Gewissensentscheidung sich 
unter Gefährdung seiner Person aktiv gegen die Mißachtung 
der Menschenwürde oder gegen die sittlich, auch durch 
den Krieg nicht gerechtfertigte Vernichtung von Menschen­
leben eingesetzt hat;

2. weil er eine vom Nationalsozialismus abgelehnte künstle­
rische oder wissenschaftliche Richtung vertreten hat;

3 . weil er einem Verfolgten nahegestanden hat;

(3) Als Verfolgter im Sinne des Absatzes 1 gilt auch
1. Der Hinterbliebene eines Verfolgten, der vorsätzlich 

. oder leichtfertig getötet oder in den Tod getrieben
worden oder an den Folgen der Schädigung seines Körpers 
oder seiner Gesundheit verstorben ist;

2. der Geschädigte, der eine ihm zur Last gelegte Handlung
~ ' in Bekämpfung der nationalsozialistischen Gewaltherrschaft 

oder in Abwehr der Verfolgung begangen hat, aber den 
Beweggrund dieser Handlung verbergen konnte;

3. der Geschädigte, der von nationalsozialistischen Gewalt­
maßnahmen betroffen worden ist, weil er irrtümlich einer 
Personengruppe zugerechnet wurde, die aus den in Absatz 1 
und 2 genannten Gründen verfolgt worden ist.

§ 4

(l) Anspruch auf Entschädigung besteht 

1. wenn der Verfolgte

a) am 31»Dezember 1952 seinen Wohnsitz oder dauern­
den Aufenthalt im Geltungsbereich dieses Gesetzes 
gehabt hat;



b) vor dem 31«Dezember 1952 verstorben ist und seinen 
letzten Wohnsitz oder dauernden Aufenthalt im Gel» 
tungsbereieh dieses Gesetzes gehabt hat;

c) vor dem 31.Dezember 1952 ausgewandert ist, deportiert 
oder, ausgewiesen worden ist u'.d seinen letzten Wohn­
sitz oder dauernden Aufenthalt in Gebieten gehabt 
hat, die am 31.Dezember 1957 zum Deutschen Reich 
gehört haben, es sei denn, daß er im Zeitpunkt der 
Entscheidung seinen Wohnsitz oder dauernden Aufent­
halt in Gebieten hat, mit deren Regierungen die Bun­
desrepublik Deutschland keine diplomatischen Bezie­
hungen unterhält;

d) als Heimkehrer im Sinne des Gesetzes über Hilfsmaß­
nahmen für Heimkehrer (Heimkehrergesetz) seinen Wohn­
sitz oder dauernden Aufenthalt im Geltungsbereich 
dieses Gesetzes genommen hat oder nimmt; ,

e) Vertriebener im Sinne des § 1 des Gesetzes über die 
Angelegenheiten der Vertriebenen und Flüchtlinge 
(Bundesvertriebenengesetz) ist und seinen Wohnsitz 
oder dauernden Aufenthalt im Geltungsbereich dieses 
Gesetzes genommen hat oder nimmt;

" f) als Sowjetzonenflüchtling im Sinne des § 3 des Bun- 
desvertriebenengesetzes anerkannt oder durch die Ver­
ordnung über die Gleichstellung von aus dem Saarge- 
biet verdrängten Deutschen vom 25«August 1953 (Bundes- 
gesetzbl;I S.1074) einem Sowjetzonenflüchtling 
gleichgestellt ist und seinen Wohnsitz oder dauern­
den Aufenthalt im Geltungsbereich dieses Gesetzes 
genommen hat oder nimmt;

2. wenn der Verfolgte am 1.Januar 1947 sich in einem
DP-Lager im Geltungsbereich dieses Gesetzes aufgehalten 
hat und entweder'nach dem 31*Dezember 1946 aus dem 
Geltungsbereich dieses Gesetzes- ausgewandert oder als 
heimatloser Ausländer in die Zuständigkeit der deutschen 
Behörden übergegangen ist oder die deutsche Staatsange­
hörigkeit erworben hat. •

(2) Der vertriebene Verfolgte (Absatz 1 Nr.1 Buchstabe e) 
hat auch dann Anspruch auf Entschädigung, wenn sich seine 
Zugehörigkeit zum deutschen Volk darauf gründet, daß. er 
dem deutschen Sprach- und Kul.turkreis angehört hat; ein 
ausdrückliches Bekenntnis zum deutschen Volkstum ist 
nicht Voraussetzung der Zugehörigkeit zum deutschen 
Sprach- und Kulturkreis.

(3) Der durch Freiheitsentziehung bedingte Zwangsaufenthalt 
und der Aufenthalt in einem DP-Lager gelten nicht als 
Wohnsitz oder dauernder Aufenthalt im Sinne des Absatzes 1«

(4) Die Bundesregierung kann bestimmen, welche Staaten, 
mit deren Regierungen die Bundesrepublik Deutschland keine 
diplomatischen Beziehungen unterhält, so behandelt werden, 
als ob mit ihnen diplomatische Beziehungen unterhalten 
würden.

K



(5) Für Schaden an Grundstücken besteht der Anspruch auf 
Entschädigung ohne Rücksicht auf Wohnsitz oder dauernden 
Aufenthalt des Verfolgten, wenn das Grundstück im Geltungs­
bereich dieses Gesetzes belegen ist.

Schaden im beruflichen und wirtschaftlichen 

Fortkommen.

§ 64

Grundsatz,

(1) Der Verfolgte hat Anspruch auf Entschädigung für 
Schaden im beruflichen und im wirtschaftlichen Fortkommen, 
wenn er im Zuge einer im Reichsgebiet nach dem Stande vom 
31.Dezember 1937 begonnenen Verfolgung in seinem berufli­
chen oder in seinem wirtschaftlichen Fortkommen nicht nur 
geringfügig benachteiligt worden ist. Ist der Verfolgte 
Vertriebener im Sinne des § 1 des Bundesvertriebenenge- 
setzes, so hat er den Anspruch auch dann, wenn die Verfol­
gung im Vertreibungsgebiet begonnen hat.

(2) Gehört der Verfolgte zu einem Personenkreis, den in 
seiner Gesamtheit die nationalsözialistische deutsche Re­
gierung oder die NSDAP vom kulturellen oder wirtschaftlichen 
Leben Deutschlands auszuschließen beabsichtigte, so wird 
vermutet, daß der Schaden im beruflichen und im wirtschaft­
lichen Fortkommen durch nationalsozialistische Gewaltmaß­
nahmen verursacht worden ist.

Schaden in der Ausbildung.

§ H'5. . i- '

(1) Als Schaden im beruflichen Fortkommen im Sinne von 
§ 65 gilt auch der Schaden, den der Verfolgte in seiner 
Berufsausbildung oder in seiner vorberuflichen Ausbildung 
durch Ausschluß von der erstrebten Ausbildung oder durch 
deren erzwungene.Unterbrechung erlitten hat.

(2) . . . . ,

§ 116

(1) Der Verfolgte hat Anspruch auf eine Beihilfe zu den 
Aufwendungen, die ihm bei der Nachho-lung seiner Ausbildung 
erwachsen oder erwachsen sind. Die Beihilfe beträgt
5000 Deutsche Mark. Nachgewiesene höhere Ausbildungskosten 
sind bis zu einem weiteren Betrage von 5000 Deutsche Mark 
zu erstatten.

(2) Auf die Beihilfe sind Leistungen anzurechnen, die der 
Verfolgte nach anderen Gesetzen für seine Ausbildung aus 
deutschen öffentlichen Mitteln erhalten:hat. § 10 bleibt 
unberührt. +)

+) § 10 enthält Bestimmungen über die Anrechnung von 
Entschädigungsleistungen nach anderen Gesetzen



§ 119

(1) Kinder, die wegen der Verfolgung ihrer Eltern ihre 
erstrebte Berufsausbildung oder ihre vorberufliche Ausbil­
dung nicht haben aufnehmen oder beenden können, haben, 
solange für sie nach Beamtenrecht Kinderzuschläge gewährt 
werden können, Anspruch auf eine Beihilfe zu den notwendigen 
Aufwendungen, die bei der Nachholung ihrer Ausbildung er­
wachsen. Der Anspruch besteht nur, soweit die Eltern wegen 
der Verfolgung nicht in der Lage sind, die Kosten der Aus­
bildung aus eigenen Mitteln zu bestreiten*

(2) Es genügt, daß die Kinder die Voraussetzungen des § 4 
erfüllen. Im übrigen finden §§ 5 bis 14 entsprechende 
Anwendung. +)

(3) Die Beihilfe wird in Teilbeträgen gezahlt, die dem 
Bedarf während der Dauer der Ausbildung entsprechen. Die 
Beihilfe darf für jedes Kind den Betrag von insgesamt 
5000 Deutsche Mark nicht übersteigen. § 116 Abs,2 findet 
entsprechende Anwendung.

Härteausgleich

§ 171

(l) Zur Milderung von Härten kann Personen, deren Schädi­
gung auf die Verfolgungsgründe des § 1 zurückzuführen 
ist und für die Ponds mit besonderer Zweckbestimmung nioht 
anderweitig vorgesehen sind, ein Härteausgleich gev/ährt 
werden. Als Leistungen kommen in Betracht Beihilfen zum 
Lebensunterhalt, zur Durchführung eines Heilverfahrens, 
zur Beschaffung von Hausrat, zum Existenzaufbau und zur 
Berufsausbildung. Zum Existenzaufbau können auch Darlehen 
gegeben werden. Die Leistungen sollen in der Regel die 
in diesem Gesetz vorgesehenen Höchstbeträge nicht über­
steigen.

+) Die § § 5 - 1 4  regeln u.a» den Ausschluß von der Ent­
schädigung sowie den Übergang und die Übertragung 
des Anspruchs auf Entschädigung.
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Art.116 GG:
§ 3s Art.116 (Begriff "Deutscher", Wiedereinbürgerung)

(1) Deutscher im Sinne dieses Grundgesetzes ist vorbehalt­
lich anderweitiger gesetzlicher Regelung, wer die deutsche 
Staatsangehörigkeit besitzt oder als Flüchtling oder Ver­
triebener deutscher Volkszugehörigkeit oder als dessen Ehe­
gatte oder Abkömmling in dem Gebiete des Deutschen Reiches 
nach dem Stande vom 31.Dezember 1937 Aufnahme gefunden hat.

(2) Frühere deutsche Staatsangehörige, denen zwischen dem 
30.Januar 1935 und dem 8.Mai 1945 die Staatsangehörigkeit

• aus politischen, rassischen oder religiösen Gründen entzogen 
• worden ist, und ihre Ankömmlinge sind auf Antrag wieder ein­
zubürgern. Sie gelten al’s nicht ausgebürgert, sofern sie 
nach dem 8.Mai. 1945 ihren Wohnsitz in Deutschland genommen 
haben und nicht einen entgegengesetzten Willen zum Ausdruck 
gebracht haben.

§ 3s Gesetz über die Rechtsstellung heimatloser Ausländer im 
Bundesgebiet vom 25.4*1951 (BGB1.I S.269) - §§ 1 und 2 -

■ § 1 (Heimatlose Ausländer)

(1) Heimatloser Ausländer im Sinne dieses Gesetzes ist ein 
fremder Staatsangehöriger oder Staatenloser, der

a) nachweist, daß er der Obhut der Internationalen Organi­
sation untersteht, die von den Vereinten Nationen mit der 
Betreuung verschleppter Personen und Flüchtlinge beauf­
tragt ist, und

b) nicht Deutscher nach Artikel 116 des Grundgesetzes ist und

c) am 30.Juni 1950 seinen Aufenthalt im Geltungsbereich des 
Grundgesetzes oder in Berlin (West) hatte oder die Rechts-

< Stellung eines heimatlosen Ausländers auf Grund der Be­
stimmungen des § 2 Abs. 3 erwirbt.

(2) Die Bundesregierung wird ermächtigt, mit Zustimmung des 
Bundesrates Rechtsverordnungen zu erlassen, durch die an­
dere ausländische Flüchtlinge zur Vermeidung unbilliger 
Härten den in Absatz 1 genannten Personen gleichgestellt 
werden.

(3) Wer seine Staatsangehörigkeit von einem heimatlosen 
Ausländer oder einer ihm nach Absatz 2 gleichgestellten 
Person ableitet, steht, einem heimatlosen Ausländer im 
Sinne dieses. Gesetzes gleich. .

l.- Die IRO-Satzung hätte den Begriff der verschleppten 
Personen und Flüchtlinge entsprechend der Frontenstellung

Bonn, den 2.Oktober 1968
......... . ​.
......​....​..
....e. ; . !• . ,



des Zweiten Weltkrieges in gewisser Weise eingeengt und da­
durch Personen von ihrer Betreuung ausgeschlossen, deren 
Nichtanerkennung als heimatlose Ausländer eine unbillige 
Härte gewesen wäre* Der Bundesminister des Innern hat sich 
deshalb in seinem Rundschreiben vom 27«3*1953 (veröffentlicht 
bei Schaffarczyk, 2.Aufl., Anh,9) damit einverstanden er­
klärt, daß auch solche Personen als heimatlose Ausländer 
anerkannt werden, die die Voraussetzungen des § 1 Abs,l 
Buchst«b und c erfüllen und als verschleppte Personen oder 
Flüchtlinge unter der Obhüt der IRO gestanden hätten, wenn 
diese an Stelle ihrer Satzung die Vorschriften und den 
Flüchtlingsbegriff des Abkommens über die Rechtsstellung 
der Flüchtlinge (s.unter B-1,2) zu Grunde gelegt hätte 
(ausgenommen solche Personen, die von der Obhut der IRO aus 
Gründen der Kriminalität ausgeschlossen waren),

2. Eine Rechtsverordnung ist auf Grund von § 1 Abs, 2 
nicht ergangen,

3* § 1 Abs 3̂ dient der Wahrung der Familieneinheit 
und begünstigt ihrem Zweck nach nur diejenigen Ehefrauen, 
die andernfalls als Folge ihrer Verbindung mit einem heimat» 
losen Ausländer nicht oder nicht mehr den Schutz ihres Hei-» 
matstaates genießen würden, und die Kinder des Ausländers, 
Dazu zählen jedenfalls Ehefrauen, die durch Heirat mit einem 
heimatlosen Ausländer staatenlos wurden, und nach dem 
30*6,1950 geborene Kinder eines heimatlosen Ausländers, Im 
Verfolgungsland zurückgebliebene Ehefrauen und Kinder, die 
zwar auch ihre Staatsangehörigkeit von einem heimatlosen 
Ausländer ableiten, aber aus dessen Familie ausgeschieden 
sind, können dagegen nicht heimatlose Ausländer auf Grund 
von § 1 Abs.3 sein; sie genießen noch den Schutz des Auf­
enthaltslandes und teilen nicht das Flüchtlingsschicksal des 
Ehemannes bzw. Vaters (Buchholz, BVer¥/G 402,21, Nr,2 zu § 1 
(HAG). Ehefrauen und bis zum 30.6.1950 geborene Kind.er 
eines heimatlosen Ausländers, die in ihrer eigenen Person 
die Voraussetzungen des § 1 Abs.l erfüllen, sind heimatlose 
Ausländer nach dieser Vorschrift, sodaß § 1 Abs,3 für sie 
nicht Platz greift.

4, Die Feststellung der Eigenschaft als heimatloser Ausländer 
obliegt der örtlich zuständigen Ausländerbehörde.

§ 2 (Verlust und Wiedererwerb der Rechtsstellung),

(1) Ein heimatloser Ausländer verliert diese•Rechtsstellung* 
wenn er nach dem 30.Juni 1950 eine neue Staatsangehörigkeit 
erwirbt oder seinen gewöhnlichen Aufenthalt außerhalb des 
Geltungsbereichs des Grundgesetzes oder von Berlin (West) 
nimmt,

(2) Hat ein heimatloser Ausländer seinen gewöhnlichen Aufent»» 
halt außerhalb des Geltungsbereichs des Grundgesetzes oder 
von Berlin (West) genommen, so kann er innerhalb zweier 
Jahre seit dem Zeitpunkt seiner Ausreise aus dem Geltungsbe», 
reich des Grundgesetzes oder aus Berlin (West) seinen ge­
wöhnlichen Aufenthalt in den Geltungsbereich des Grundge­
setzes oder nach Berlin (West) zurückverlegen. Mit der 
Rückkehr erlangt er wieder die Rechtsstellung eines hei­
matlosen Ausländers.



(3) Ein fremder Staatsangehöriger oder Staatenloser, der 
die Bestimmungen des § 1 Abs.'l ä und b erfüllt, nach dem
l.Juli 1948 seinen gewöhnlichen Aufenthalt im Geltungsbe­
reich des Grundgesetzes oder in Berlin (West) hatte und ihn 
danach außerhalb des Geltungsbereichs des Grundgesetzes oder 
von Berlin (Vifest) verlegt hat, erlangt die Rechtsstellung 
eines heimatlosen Ausländers, wenn er innerhalb von 2 Jahren 
seit dem Zeitpunkt seiner Ausreise aus dem Geltungsbereich des 
Grundgesetzes oder aus Berlin (West) rechtmäßig seinen ' 
Wohnsitz oder dauernden Aufenthalt in den Geltungsbereich 
des Grundgesetzes oder nach Berlin (West) zurückverlegt«

§ 3s § 28 des Ausländergesetzes vom 28.4*1965 (BGB1..I S.353)8

§ 28

Personenkreis

Als Asylberechtigte werden auf Antrag anerkannt!

1. Flüchtlinge im Sinne von Artikel 1 des Abkommens übet 
die Rechtsstellung der Flüchtlinge

2. sonstige Ausländer, die politisch Verfolgte nach Arti­
kel 16 Abs.2 Satz 2 des Grundgesetzes sind,

sofern sie nicht bereits in einem anderen Land Anerkennung 
nach dem Abkommen über die Rechtsstellung der Flüchtlinge 
oder anderweitig Schutz vor Verfolgung gefunden haben.

§ 12s §§ 1708 bis 1710 BGBs
r*

1708 Unterhaltspflicht

Der Vater des unehelichen Kindes ist verpflichtet, dem 
Kinde bis zur Vollendung des sechzehnten Lebensjahres den der 
Lebenstellung der Mutter entsprechenden Unterhalt zu ge­
währen. Der Unterhalt umfaßt den gesamten Lebensbedarf 
sowie dip Kosten der Erziehung und der Vorbildung zu einem 
Berufe. <

1709 Vater haftet in erster Linie

Der Vater ist vor der Mutter und den mütterlichen Ver­
wandten des Kindes unterhaltspflichtig.

Soweit die Mutter oder ein unterhaltspflichtiger mütterli- 
- eher Verwandter dem Kinde den Unterhalt gewährt, geht 

der Unterhaltsanspruch des Kindes gegen den Vater auf die 
Mutter oder den Verwandten über.-Der Übergang kann nicht 
zum Nachteile des Kindes geltend gemacht werden.

1710 Geldrente

Der Unterhalt ist durch Entrichtung einer Geldrente 
zu gewähren.
Die Rente ist für drei Monate vorauszuzahlen. Durch eine 
Vorausleistung für eine spätere Zeit wird der Vater nicht 
befreit.
Hat das Kind den Beginn des Vierteljahres erlebt, so ge­
bührt jhm der volle auf das Vierteljahr entfallende Betrag.



§ 13? §§ 68 bis 94 des Bewertungsgesetzes in der Passung 
der Bekanntmachung vom 10.12.1965 (BGB1.I S.186l)?

I.Allgemeines *
----- --------------  § 68 V

Begriff des Grundvermögens 

(l) Zum Grundvermögen gehören

1. der Grund und Boden, die Gebäude, die sonstigen Be­
standteile und das Zubehör,

2. das Erbbaurecht,
3. das Wohnungseigentum, Teileigentum, Wohnungserbbau­

recht und Teilerbbaurecht nach dem Wohnungseigentums­
gesetz,

soweit es sich nicht um land- und forstwirtschaftliches 
Vermögen (§ 33) oder um Betriebsgrundstücke (§ 99) handelt.

(2) In das Grundvermögen sind nicht einzubeziehen
1. die Mineralgewinnungsrechte (§ 100),
2. die Maschinen und sonstigen Vorrichtungen aller Art, 

die zu einer Betriebsanlage gehören (Betriebsvorrich­
tungen), auch wenn sie wesentliche Bestandteile sind.

Einzubeziehen sind jedoch die Verstärkungen von Decken ' 
und die nicht ausschließlich zu einer Betrifebsanlage ge­
hörenden Stützen und sonstigen Bauteile yrie Mauervorlagen 
und Verstrebungen.

§ 69

Abgrenzung des Grundvermögens vom 

land- und forstwirtschaftlichen Vermögen

(1) Land- und forstwirtschaftlich genutzte Flächen sind 
dem Grundvermögen zuzurechnen, wenn nach ihrer Lage, den 
im Peststellungszeitpunkt bestehenden Verwertungsmöglich- 
keiten oder den sonstigen Umständen anzunehmen ist, daß sie 
in absehbarer Zeit anderen als land- und forstwirtschaft­
lichen Zv/ecken, insbesondere' als Bauland, Industrieland 
oder Land für Verkehrszwecke, dienen werden.

(2) Bildet ein Betrieb ger Land- und Forstwirtschaft die 
Existenzgrundlage des Betriebsinhabers, so sind dem Betriebs 
inhaber gehörende Flächen, die von einer Stelle aus ord­
nungsgemäß nachhaltig bevjirtschaftet werden, dem Grund­
vermögen nur dann zuzurechnen, wenn mit großer Wahrschein­
lichkeit 'anzunehmen ist, daß. sie spätestens nach zwei 
Jahren anderen als land- und forstwirtschaftlichen Zwecken 
dienen werden. Dasselbe gilt für nicht dem Betriebsinhaber 
gehörende Flächen, die er nicht nur vorübergehend bewirt­
schaftet; die dem Betriebsinhaber gehörenden und die
ihm nicht gehörenden Flächen gelten bei der -Anwendung die­
ser Vorschrift als ein Betrieb der Land- und Forst­
wirtschaft.

(3) Flächen sind stets dem Grundvermögen zuzurechnen, 
wenn sie in einem Bebauungsplan als Bauland festgesetzt 
sind, ihre sofortige Bebauung möglich ist und die. Be­
bauung innerhalb des Plangebiets in benachbarten Be-

, reichen begonnen hat oder schon durchgeführt ist. Satz 1



gilt nicht für die Hofstelle und mit.der Hofstelle in räum­
lichem Zusammenhang stehende Hof-, Gärten- und Weideflächen 
sowie für weinbaulich oder gärtnerisch genutzte Flächen, 
wenn der Weinbau oder der Gartenbau den Hauptzweck eines 
Betriebes der Land- und Forstwirtschaft bildet, der dem 
Eigentümer der Flächen als Existenzgrundlage dient,

§ 70

Grundstück

(1) Jede wirtschaftliche Einheit des Grundvermögens bildet 
eiff Grundstück im Sinne dieses Gesetzes.

(2) Ein Anteil des Eigentümers eines Grundstücks an anderem 
Grundvermögen (z.Bi an gemeinschaftlichen Hofflächen oder 
Garagen) ist in das Grundstück einzubeziehen; wenn alle 
Anteile an dem gemeinschaftlichen Grundvermögen Eigentümern 
von Grundstücken gehoben, die ihren Anteil jeweils zusammen 
mit ihrem Grundstück nutzen; Das gilt nicht, wenh das ge­
meinschaftliche Grundvermögen nach den Anschauungen des 
Verkehrs als selbständige wirtschaftliche Einheit anzusehen 
ist (§ 2 AbSil Sätze 3 und 4)*

§ 71

Gebäude und Gebäudeteile für den Bevölkerüngs- 

A , Schutz

Gebäude, Teile von Gebäuden.und Anlagen, die zum Schutz, 
der;Bevölkerung sowie lebens- und verteidigungswichtiger 
Sachgüter vor der Wirkung von Angriffswaffen gesohaffen 
worden sind, bleiben bei der Ermittlung des Einheitswerts 
außer Betracht, wenn sie im Frieden nicht oder nur gelegent** 
lieh oder geringfügig für andere Zwecke benutzt werden,

II. Unbebaute Grundstücke

§ 72 

Begriff

(1) Unbebaute Grundstücke sind Grundstücke, auf denen sich 
keine benutzbaren Gebäude befinden. Die Benutzbarkeit be­
ginnt im Zeitpunkt der Bezugsfertigkeit, Gebäude sind als 
bezugsfertig anzusehen, wenn den zukünftigen Bewohnern 
oder sonstigen Benutzern zugemutet werden kann, sie'zu 
benutzen; die Abnahme durch die Bauaufsichtsbehörde ist 
nicht entscheidend.

(2) Befinden sich auf einem Grundstück Gebäude, deren 
Zweckbestimmung und Wert gegenüber der Zweckbestimmung 
und dem Wert' des Grund und Bodens von untergeordneter 
Bedeutung sind, so gilt das Grundstück als unbebaut,

(3) Als unbebautes Grundstück gilt auch ein Grundstück, 
auf dem infolge der Zerstörung oder des Verfalls der 
Gebäude auf die; Dauer benutzbarer Raum nicht mehr vor­
handen ist.
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Baureife Grundstücke

(1) Innerhalb der unbebauten Grundstücke bilden die bau­
reifen Grundstücke eine besondere Grundstücksart»

(2) Baureife Grundstücke sind unbebaute Grundstücke, wenn 
sie in einem Bebauungsplan als Bauland festgesetzt sind, 
ihre sofortige Bebauung möglich ist und die Bebauung inner' 
halb des Plangebiets in benachbarten.Bereichen begonnen 
hat oder schon durchgeführt ist; Zu den baureifen Grund­
stücken gehören nicht Grundstücke, die für den Gemein-
. bedarf vorgesehen sind* ■

III; Bebaute Grundstücke 

■a) Begriff und Bewertung

§ 74 .

Begriff

Bebaiite Grundstücke sind Grundstücke, auf denen sich be­
nutzbare Gebäude befinden, mit Ausnahme der in § 72 Abs.2 
und 3 bezeichneten Grundstücke. Y/ird ein Gebäude in Bau­
abschnitten errichtet, so ist der fertiggestellte und 
bezugsfertige Teil als benutzbares Gebäude anzusehen.

§ 75

Grundstücksarten

(1) Bei der Bewertung bebauter Grundstücke sind die fol­
genden Grundstücksarten zu unterscheiden?

1. Mietwohngrundstücke

2. Geschäftsgrundstücke

3. gemischtgenutzte Grundstücke

4 . Einfamilienhäuser 
5# Zweifamilienhäuser

6. sonstige bebaute Grundstücke.
(2) Mietwohngrundstücke sind Grundstücke, die zu' mehr als 
achtzig vom Hundert, berechnet nach der jahresrohmiete
(§ 79)» Wohnzwecken-dienen mit Ausnahme der Einfamilien­
häuser und Zweifamilienhäuser (Absätze 5 und 6).
(3) Geschäftsgrundstücke sind Grundstücke, .die zu mehr als 
achtzig vom Hundert, berechnet nach der Jahresrohmiete
(§ ,79), eigenen oder fremden gewerblichen oder öffentli­
chen Zwecken dienen.

(4 ) Gemischtgenutzte Grundstücke sind Grundstücke, die 
teils YYohnzwecken, teils eigenen oder fremden gewerbli­
chen oder öffentlichen Zwecken dienen und nicht Miet-



wohngrundstücke, Geschäftsgrundstücke, Einfamilienhäuser 
oder Zweifamilienhäuser sind, .

(5) Einfamilienhäuser sind Wohngrundstücke, die nur eine 
Wohnung enthalten, Wohnungen des Hauspersonals (Pförtner, 
Heizer, Gärtner, Kraftwagenführer, Wächter usw*) sind 
nicht mitzurechnen. Eine zweite Wohnung steht, abgesehen 
von Satz 2, dem Begriff "Einfamilienhaus" entgegen, auch 
wenn sie von untergeordneter Bedeutung ist; Ein Grundstück 
gilt auch dann als Einfamilienhaus, wenn es zu gewerbli­
chen oder öffentlichen Zwecken mitbenutzt wird und dadurch 
die Eigenart als Einfamilienhaus nicht wesentlich beein­
trächtigt wird,

(6) Zweifamilienhäuser sind Wohngrund3tücke* die nur zwei 
Wohnüngen enthalten* Die Sätze 2 bis 4'von Absatz 5 sind 
entsprechend anzuwenden,

(7) Sonstige bebaute Grundstücke sind solche Grundstücke, 
die nicht unter die Absätze 2 bis 6 fallen.

§ 76

Bewertung

(1) Der Wert des Grundstücks ist vorbehaltlich des Ab­
satzes 3 im Wege des Ertragswertverfahrens (§§ 78 bis 82) 
zu ermitteln für

1. Mio twohngrunds tücke

2. Geschäftsgrundstücke

3. gemischtgenutzte Grundstücke

4» Einfamilienhäuser t ,,

5. Zweifamilienhäuser.

(2) Für die sonstigen bebauten Grundstücke ist der Wert 
im Wege des Sachwertverfahrens (§§ 83 bis 90) zu er» 
mittein,

(3) Das Sachwertverfahren ist abweichend von Absatz 1 
anzuwenden

1. bei Einfamilienhäusern und Zweifamilienhäusern* 
die sich durch besondere Gestaltung oder Ausstat» 
tung wesentlich von den nach Absatz 1 zu bewerten» 
den Einfamilienhäusern und Zweifamilienhäusern 
unterscheiden;

2, bei solchen.Gruppen von Geschäftsgrundstücken und 
in solchen Einzelfällen bebauter Grundstücke der 
in § 75 Abs.l Nr.l bis 3 bezeichneten Grundstücks» 
arten, für die weder eins Jahresrohmiete ermittelt 
noch die übliche Miete nach § 79 Abs.2 geschätzt 
werden kann;

3« bei Grundstücken mit Behelfsbauten und bei Grund» 
stücken mit Gebäuden in einer Bauart oder Bauäus» 
führung, für die ein Vervielfältiger (§ 80) in den 
Anlagen 3 bis 8 nicht bestimmt ist.



Mindestwert

Der für ein bebautes Grundstück anzusetzende Wert darf 
nicht geringer sein als der Wert, mit dem der Grund und 
Boden allein als unbebautes Grundstück zu bewerten wäre. 
Müssen Gebäude oder Gebäudeteile wegen ihres baulichen Zu­
stands abgebrochen werden, so sind die Abbruchkosten zu 
berücksichtigen.

b) Verfahren

1. Ertragswertverfahren

§ 78

Grundstücks vre rt

Der Grundstückswert umfaßt den Bodenwert, den Gebäudewert 
und den Wert der Außenanlagen. Er ergibt sich durch Anwen­
dung eines Vervielfältigers (§ 80) auf die Jahresrohmiete 
(§ 79) unter Berücksichtigung der §§ 81 und 82.

§ 79

Jahresrohmiete

(l) Jahresrohmiete ist das Gesamtentgelt, das die Mieter 
(Pächter) für die Benutzung des Grundstücks auf Grund ver­
traglicher Vereinbarungen nach dem Stand im Peststellungs­
zeitpunkt für ein Jahr zu entrichten haben. +) Umlagen 
und alle sonstigen Leistungen des Mieters sind einzubezie­
hen. Zur Jahresrohmiete gehören auch Betriebskosten (z.B. 
Gebühren der Gemeinde), die durch die Gemeinde von den 
Mietern unmittelbar erhoben werden. Wicht einzubeziehen 
sind Untermietzuschläge, Kosten des Betriebs der zentralen 
Heizungs-, Warmwasserversorgungs- und Brennstoffversorgungs­
anlage sowie des Fahrstuhls, ferner alle Vergütungen für 
außergewöhnliche Nebenleistungen des Vermieters, die nicht 
die Raumnutzung betreffen (z.B. Bereitstellung von Wasser­
kraft, Dampfkraft, Preßluft, Kraftstrom und dergleichen), 
sowie Nebenleistungen des Vermieters, die nur einzelnen 
Mietern zugute kommen.

+) Bei der Hauptfeststellung 1964 gilt, wenn die Jahresrohmiete 
auf Grund der Mietpreisfreigabe nach § 15 des Zweiten Bundes­
mietengesetzes in der Fassung des Artikels 1 Nr.l des Gesetzes 
zur Änderung von Fristen des Gesetzes über den Abbau der Woh­
nungszwangswirtschaf t und über ein soziales Miet- und Wohn­
recht vom 29.Juli 1963 (Bundesgesetzbl.I S.524) in der Zeit 
bis zum 1.Januar 1964 erhöht worden ist, die vor dieser Er­
höhung geltende Jahresrohmiete als Jahresrohmiete vom 1.Januar 
1964 (Artikel 2 Abs.l des Gesetzes zur Änderung des Bewer­
tungsgesetzes vom 13.August 1965 - Bundesgesetzbl.1 
S.851 -).



(2) Statt des Betrags nach Absatz 1 gilt die übliche Miete 
als Jahresrohmiete für solche Grundstücke oder Grundstücks­
teile ,

1. die eigengenutzt, ungenutzt, zu vorübergehendem Ge­
brauch oder unentgeltlich überlassen sind,

2. die der Eigentümer dem Mieter zu einer um mehr als
20 vom Hundert von der üblichen Miete abweichenden tat­
sächlichen Miete überlassen hat.

Die übliche Miete ist in Anlehnung an die Jahresrohmiete zu 
schätzen, die für Räume gleicher oder ähnlicher Art, Lage 
und Ausstattung regelmäßig gezahlt wird.

(3) Bei Grundstücken, die

1. nach dem Ersten Wohnungsbaugesetz in der Passung vom 
25.August 1953 (Bundesgesetzbl.I S.1047), zuletzt ge­
ändert durch Artikel IV § 4 Abs.2 des Zweiten Gesetzes 
zur Änderung mietrechtlicher Vorschriften vom 14.Juli 
1964 (Bundesgesetzbl.I S.457)>

2. nach dem Gesetz des Landes Bayern über die Grundsteuer­
freiheit und Gebührenfreiheit für den sozialen Wohnungs­
bau vom 28.November 1949 (Bereinigte Sammlung des Bayeri 
sehen Landesrechts vom 23.September 1957 Band III 
S.4'35),

3. nach dem Zweiten Wohnungsbaugesetz in der Passung vom 
1.August 1961 (Bundesgesetzbl.I S.1121), zuletzt geän­
dert durch Artikel III des Gesetzes zur Änderung des 
Gesetzes über Wohnbeihilfen vom 23.März 1965 (Bundes­
gesetzbl.I S.I4 0)

4. im Saarland nach

a) der Zweiten Verordnung über Steuer- und Gebührener­
leichterungen für den Wohnungsbau vom 12.November 
1954 (Amtsblatt des Saarlandes S.I367),

b) der Dritten Verordnung über Steuer- und Gebührener­
leichterungen für den Wohnungsbau vom 6«März 1958 
(Amtsblatt des Saarlandes S.607),

c) dem Wohnungsbaugesetz für das Saarland in der Pas­
sung vom 26.September I96I (Amtsblatt des Saarlandes 
S .591), zuletzt geändert durch Artikel VI des Ge­
setzes zur Änderung des Gesetzes über Wohnbeihilfen 
vom 23.März 1965 (Bundesgesetzbl.I S.140)

grundsteuerbegünstigt sind, ist die auf das Grundstück oder 
den steuerbegünstigten Grundstücksteil entfallende Jahres­
rohmiete um 12 vom Hundert zu erhöhen.

(4) Werden bei Arbeiterwohnstätten Beihilfen nach § 29 
des Grundsteuergesetzes gewährt, so ist die Jahresrohmiete 
des Grundstücks oder des Grundstücksteils, für den die 
Beihilfe gewährt wird, um 14 vom Hundert zu erhöhen.

(5) Bei Portschreibungen und Nachfeststellungen gelten 
für die Höhe der Miete die Wertverhältnisse im Haupt­
feststellungszeitpunkt.



Vervielfältiger

(1) Die Zahl, mit der die Jahresrohmiete zu vervielfachen 
ist (Vervielfältiger), ist aus den Anlagen 3 - 8  zu ent­
nehmen. Der Vervielfältiger bestimmt sich nach der Grund­
stücksart, der Bauart und Bauausführung, dem Baujahr des 
Gebäudes sowie nach der Einwohnerzahl der Belegenheitsge- 
meinde im Hauptfeststellungszeitpunkt. Erstreckt sich ein 
Grundstück über mehrere Gemeinde:!, so ist Belegenheitsge- 
meinde die Gemeinde, in der der wertvollste Teil des Grund­
stücks belegen ist. Bei Umgemeindungen nach dem Hauptfest­
stellungszeitpunkt sind weiterhin die Einwohnerzahlen zu­
grunde zu legen, • die. für die betroffenen Gemeinden oder 
Gemeindeteile im Hauptfeststellungszeitpunkt maßgebend 
waren.

(2) Die Landesregierungen werden ermächtigt, durch Rechts- 
verordnung zu bestimmen, daß Gemeinden oder Gemeindeteile 
in eine andere Gemeindegrößenklasse eingegliedert werden, 
als es ihrer Einwohnerzahl entspricht, wenn die Verviel­
fältiger wegen der besonderen wirtschaftlichen Verhältnisse 
in diesen Gemeinden oder Gemeindeteilen abweichend fest­
gesetzt werden müssen (z.B. in Kurorten und Randgemeinden).

(3) Ist die Lebensdauer eines Gebäudes gegenüber der nach 
seiner Bauart und Bauausführung in betracht kommenden 
Lebensdauer infolge baulicher Maßnahmen wesentlich verlän­
gert oder infolge nicht behebbarer Baumängel und Bauschä­
den wesentlich verkürzt, so ist der Vervielfältiger nicht 
nach dem tatsächlichen Baujahr des Gebäudes, sondern nach 
dem um die entsprechende Zeit späteren oder früheren Bau­
jahr zu. ermitteln.

(4) Befinden sich auf einem Grundstück Gebäude oder Ge­
bäudeteile, die eine verschiedene Bauart oder Bauausführung 
aufweisen oder die in verschiedenen Jahren bezugsfertig 
geworden sind, so sind für die einzelnen Gebäude oder Ge­
bäudeteile die nach der Bauart und Bauausführung sowie 
nach dem Baujahr maßgebenden Vervielfältiger anzuwenden. 
Können die Werte der einzelnen Gebäude oder Gebäudeteile 
nur schwer ermittelt werden, so kann für das ganze Grund­
stück ein Vervielfältiger nach einem durchnschnittlichen 
Baujahr angewendet werden.

§ 8 1

Außergewöhnliche Grundsteuerbelastung.

Weicht1 im Hauptfeststellungszeitpunkt die Grundsteuerbe­
lastung in einer Gemeinde erheblich von der in den Verviel­
fältigern berücksichtigten Grundsteuerbelastung ab, so sind 
die Grundstückswerte in diesen Gemeinden mit Ausnahme der 
in § 79 Abs. 3 nnd 4 bezeichneten Grundstücke, oder Grund­
stücksteile bis zu 10 vom Hundert zu ermäßigen eder zu 
erhöhen. Die Hundertsätze werden durch Rechtsverordnung 
bestimmt.



Ermäßigung und Erhöhung

(1) Liegen wertmindernde Umstände vor, die weder in der 
Höhe der Jahresrohmiete noch in der Höhe des Vervielfäl­
tigers berücksichtigt sind, so ist der sich nach den §§ 78 
bis 81 ergebende Grundstückswert zu ermäßigen. Als solche 
Umstände kommen z.B. in Betracht

1. ungewöhnlich starke Beeinträchtigungen durch Lärm, 
Hauch oder Gerüche,

2. behebbare Baumängel und Bauschäden und

3. die Notwendigkeit baldigen Abbruchs.

(2) Liegen werterhöhende Umstände vor, die in der Höhe 
der Jahresrohmiete nicht berücksichtigt sind, so ist der

sich nach den §§ 78 bis 81 ergebende Grundstückswert zu 
erhöhen* Als solche Umstände kommen hur in betracht

li die Größe der nicht bebauten Fläche, wenn sich auf 
dem Grundstück keine Hochhäuser befinden! ein Zu­
schlag unterbleibt, wenn die gesamte Fläche bei Ein­
familienhäusern oder Zweifamilienhäusern nicht mehr 
als 1 500 qm, bei den übrigen Grundstücksarten nicht 
mehr als das Fünffache der bebauten Fläche beträgt,

2. die nachhaltige Ausnutzung des Grundstücks für Reklame 
zwecke gegen Entgelt.

(3) Die Ermäßigung nach Absatz 1 Nr.1 und 2 oder die Erhö­
hung nach Absatz 2 darf insgesamt 30 vom Hundert des Grund­
stückswerts (§§ 78 bis 81) nicht übersteigen. Treffen die 
Voraussetzungen für die Ermäßigung nach Absatz 1' Nr.l und
2 und für die Erhöhung nach Absatz 2 zusammen, so ist der 
Höchstsatz nur auf das Ergebnis des Ausgleichs anzuwenden.

2. Sachwertverfahren

§ 83

Grundstückswert

Bei der Ermittlung des 0run(}Stückswertes ist vom Bodenwert 
(§ 84), vom Gebäudewert (§§ 85 bis 88) und vom Wert der 
Außenanlagen (§ 89) auszugehen (Ausgangswert). Der Aus­
gangswert ist an'den gemeinen Wert anzugleichen (§ 90).

§ 84

Bodenwert

Der Grund und Boden ist mit dem Wert anzusetzen, der 
sich ergeben würde, wenn das Grundstück unbebaut wäre.

§ 85 d-.

Gebäudewert

Bei der Ermittlung des Gebäudewertes ist zunächst ein 
Wert auf der' Grundlage von durchschnittlichen Herstel-



lungskosten nach den Baupreisverhältnissen des Jahres 1958 
zu errechnen. Dieser Wert ist nach den Baupreisverhältnissen 
im Hauptfeststellungszeitpunkt umzurechnen (Gebäudenormal­
herstellungswert). Der Gebäudenormalherstellungswert ist 
wegen des Alters des Gebäudes im Hauptfeststellungszeitpunkt 
(§ 86) und wegen etwa vorhandener baulicher Mängel und 
Schäden (§ 87) zu mindern (Gebäudesachwert). Der Gebäude­
sachwert kann in besonderen Fällen ermäßigt oder erhöht 
werden (§ 88).

§ 86

Wertminderung wegen Alters

(1) Die Wertminderung wegen Alters bestimmt sich nach dem 
Alter des Gebäudes im Hauptfeststellungszeitpunkt und der 
gewöhnlichen Lebensdauer von Gebäuden gleicher Art und 
Nutzung. Sie ist in einem Hundertsatz des Gebäudenormal­
herstellungswertes auszudrücken. Dabei ist von einer gleich- 
bleibenden jährlichen Wertminderung auszugehen.

(2) Als Alter des Gebäudes gilt die Zeit zwischen dem Be­
ginn des Jahres, in dem das Gebäude bezugsfertig geworden 
ist, und dem Hauptfeststellungszeitpunkt.

(3) Als Wertminderung darf insgesamt kein höherer Betrag 
abgesetzt werden, als sich bei einem Alter von 70 vom Hun­
dert der Lebensdauer ergibt. Dieser Betrag kann nur über­
schritten werden, wenn eine außergewöhnliche Wertminderung 
vorliegt.

(4) ist die restliche Lebensdauer eines Gebäudes infolge 
baulicher Maßnahmen verlängert, so ist der nach dem tat­
sächlichen Alter errechnete Hundertsatz entsprechend zu 
mindern. •

§ 87

Wertminderung wegen baulicher Mängel und Schäden

Für bauliche Mängel und Schäden, die weder bei der Er­
mittlung des GebäudenormalherstellvLngswertes noch bei der 
Wertminderung wegen Alters berücksichtigt worden sind, ist 
ein Abschlag zu machen. Die Höhe des Abschlags richtet 
sich nach Bedeutung und Ausmaß der Mängel und Schäden.

§ 88

Ermäßigung und Erhöhung

(1) Der Gebäudesachwert kann ermäßigt oder erhöht werden, 
wenn Umstände tatsächlicher Art vorliegen, die bei seiner 
Ermittlung nicht berücksichtigt worden sind.

(2) Eine Ermäßigung kann insbesondere in Betracht kommen, 
wenn Gebäude wegen der Lage des Grundstücks, wegen unorga­
nischen Aüfbaus oder wirtschaftlicher Überalterung in 
ihrem. Wert gemindert sind.

(3) Ein besonderer Zuschlag ist zu machen, wenn ein Grund­
stück nachhaltig gegen Entgelt für Reklamezwecke ge­
nutzt wird.



§ 89

Wert der Außenanlagen

Der Wert der Außenanlagen (z.B. Umzäunungen, Wege- oder 
Platzbefestigungen) ist aus durchschnittlichen Herstellungs 
kosten nach den Baupreisverhältnissen des Wahres 1958 zu 
errechnen und nach den Baupreisverhältnissen im Hauptfest­
stellungszeitpunkt umzurechnen. Dieser Wert ist wegen des 
Alters der Außenanlagen im Hauptfeststellungszeitpunkt 
und wegen etwaiger baulicher Mängel und Schäden zu mindern; 
die Vorschriften der §§ 86 bis 88 gelten sinngemäß,

§ 90

Angleichung an den gemeinen Wert

(1) Der Ausgangswert (§ 85) ist durch Anwendung einer 
Wertzahl an den gemeinen Wert anzugleichen.

(2) Die Wertzahlen werden durch Rechtsverordnung unter 
Berücksichtigung der wertbeeinflussenden Umstände, insbe­
sondere der Zweckbestimmung und Verwendbarkeit der Grund­
stücke innerhalb bestimmter Wirtschaftszweige und der 
Gemeindegrößen, im Rahmen von 85 bis 50 vom Hundert des 
Ausgangswertes festgesetzt. Dabei können für einzelne 
Grundstücksarten oder Grundstücksgruppen oder Untergruppen 
in bestimmten Gebieten, Gemeinden oder Gemeindeteilen be­
sondere V/ertzahlen festgesetzt werden, wenn es die örtli­
chen Verhältnisse auf dem Grundstücksmarkt erfordern.

Zweiter Abschnitt.

Sonstiges Vermögen, Gesamtveraögen 

und Inlandsvermögen

A. Sonstiges Vermögen

§ 110
Begriff und Umfang des sonstigen Vermögens

(l) Als sonstiges Vermögen (§ 18 Nr.4 ) kommen, soweit 
die einzelnen Wirtschaftsgüter nicht zum land- und forst­
wirtschaftlichen Vermögen, zum Grundvermögen oder zum Be­
triebsvermögen gehören, alle Wirtschaftsgüter in Betracht, 
insbesondere:

1. verzinsliche und unverzinsliche Kapitalforderungen 
jeder Art, soweit sie nicht unter Nummer 2 fallen;

2. Spareinlagen, Bankguthaben, Postscheckguthaben und 
sonstige laufende Guthaben, inländische und: auslän­
dische Zahlungsmittel. Lauten die Beträge auf Deutsche 
Mark, so gehören sie bei natürlichen Personen nur 
insoweit zum sonstigen Vermögen, als sie insgesamt 
1000 deutsche Mark übersteigen;



3. Aktien oder Anteilscheine, Kuxe, Geschäftsanteile, 
andere Gesellschaftseinlagen und Geschäftsguthahen 
hei Genossenschaften, Anteile an offenen Handelsge­
sellschaften, . Kommanditgesellschaften und ähnlichen 
Gesellschaften, hei denen die Gesellschafter als Unter­
nehmer (Mitunternehmer) anzusehen sind, sind nicht 
sonstiges Vermögen, sondern Betriebsvermögen des Ge­
sellschafters;

4 . der Kapitalwert von Nießbrauchsrechten und von 
Rechten auf Renten und andere wiederkehrende Nutzun­
gen und Leistungen;

5. Erfindungen und Urheberrechte. Beim unbeschränkt 
steuerpflichtigen Erfinder und Urheber gehören je­
doch nicht zum sonstigen Vermögen

a) eigene Erfindungen,

b) Ansprüche auf Vergütungen für eigene 
Diensterfindungen und

c) eigene Urheberrechte sowie Originale urheber­
rechtlich geschützter Werke.

Die genannten Wirtschaftsgüter gehören auch dann nicht 
zum sonstigen Vermögen, wenn sie im Palle des Todes 
des Erfinders oder Urhebers auf seinen unbeschränkt 
steuerpflichtigen Ehegatten oder seine unbeschränkt 
steuerpflichtigen Kinder übergegangen sind;

6. noch nicht fällige Ansprüche aus Lebens- und Kapital- 
. Versicherungen oder Rentenversicherungen, aus denen
der Berechtigte noch nicht in den Rentenbezug eingetre­
ten ist. Nicht zum sonstigen Vermögen gehören jedoch:

a) Rentenversicherungen, die mit Rücksicht auf 
ein Arbeits- oder Dienstverhältnis abgeschlos­
sen worden sind,

b) Rentenversicherungen, bei denen die Ansprüche 
erst fällig werden, wenn der Berechtigte das 
sechzigste Lebensjahr vollendet hat oder er­
werbsunfähig ist und

c) alle übrigen Lebens-, Kapital- und Rentenversi­
cherungen, soweit ihr Wert (§ 12 Abs.4) ins­
gesamt 10 .000 Deutsche Mark nicht übersteigt.

Versicherungen bei solchen Versicherungsunternehmen, 
die weder ihre Geschäftsleitung noch ihren Sitz im 
Inland haben, gehören nur dann-nicht zum sonstigen 
Vermögen, wenn den Versicherungsunternehmen die Er­
laubnis zum Geschäftsbetrieb im Inland erteilt ist;

7. der Überbestand an umlaufenden Betriebsmitteln eines 
Betriebs der Land- und Forstwirtschaft (§ 33 Abs.3 
Nr.3);

8. Wirtschaftsgüter, die einem Betrieb der Land- und 
Forstwirtschaft oder einem gewerblichen Betrieb zu 
dienen bestimmt sind, tatsächlich an dem für die 
Veranlagung zur Vermögensteuer maßgebenden Zeitpunkt 
aber einem derartigen Betrieb des Eigentümers nicht



dienen. Die Wirtschaftsgüter gehören nicht zun sonstigen 
Vermögen, vrenn ihr Wert insgesamt 1 000 Deutsche Mark 
nicht übersteigt;

Wirtschaftsgüter, die Gewerbetreibenden außerhalb ihres 
Gewerbebetriebs oder Nichtgewerbetreibenden gehören, 
soweit: den Umständen nach anzunehmen ist, daß sie dazu 
bestimmt sind, zum Verkauf, zum Tausch oder zu ähnlichen 
Zwecken verwendet zu werden (nichtgewerbliches Vorrats­
vermögen). Die Wirtschaftsgüter gehören nicht!zum son­
stigen Vermögen, wenn ihr Wert insgesamt 1 000 Deutsche 
Mark nicht übersteigt;

10. 'Edelmetalle, Edelsteine und Perlen;

11. Schmuckgegenstände, Gegenstände aus edlem Metall und 
Luxusgegenstände, auch wenn sie zur Ausstattung der 
Wohnung des Steuerpflichtigen gehören, wenn ihr gemeiiier

..-■Wert insgesamt 10 000 Deutsche Mark übersteigt;

12. Kunstgegenstände und Sammlungen, wenn ihr:gemeiner Wert 
insgesamt 20 000 Deutsche Mark übersteigt« Nicht zum 
sonstigen Vermögen gehören Kunstgegenstände ohne Rück­
sicht auf den Wert, wenn sie von deutschen Künstlern

•- geschäf-fen sind, die noch leben oder seit nicht mehr 
als fünfzehn Jahren verstorben sindi Die Vorschrift 
des § 115 bleibt unberührt*

(2) Bei der Ermittlung des Werts des sonstigen Vermögens * 
bleibt der Wert, der Wirtschaftsgüter,, der .sich nach Absatz 1 
Nr.l bis 3 ergibt, bis zum Betrag von insgesamt 10D00.-- Deut­
sche Mark außer Betracht.

(3) Im Falle einer Zusammenveranlagung nach § 11 Abs.l oder 2 
des Vermögensteuergesetzes erhöhen sich die Freibeträge und' 
Freigrenzen nach den Absätzen 1 und 2 auf den doppelten 
Betrag.

§ H l  .

Nicht zum sonstigen Vermögen gehörige Wirtschafts­

güter

Zum sonstigen Vermögen gehören nicht:

1. Ansprüche an Witwen-, Waisen- und Pensionskassen sowie
Ansprüche auf Renten und ähnliche Bezüge, die auf ein 
früheres Arbeits- oder Dienstverhältnis zurückzuführen 
sind; .•

2. Ansprüche aus der Sozialversicherung, der Arbeits­
losenversicherung und einer ‘sons'tigen Kranken- oder

•• Unfallversicherung;

3. fällige Ansprüche auf Renten aus Rentenversicherungen, 
wenn der Versicherungsnehmer das sechzigste Lebensjahr 
vollendet hat oder voraussichtlich für mindestens, drei 
Jahre erwerbsunfähig ist, Soll nach dem Versicherungs­
vertrag für den Fall des Todes' des Versicherungsnehmers 
die Rente an dritte Personen gezahlt werden, so gehören 
die Ansprüche nur dann nicht zum sonstigen Vermögen, 
wenn keine weiteren Personen anspruchsberechtigt sind



als die Ehefrau des Versicherungsnehmers und seine Ein- 
der, solange die Kinder noch nicht das achtzehnte oder, 
falls sie sich in der Berufsausbildung befinden, noch 
nicht das fünfundzwanzigste Lebensjahr vollendet haben.
In diesem Palle gehören nach dem Tode des Versicherungs­
nehmers die Ansprüche auch bei der Ehefrau und den Kin­
dern nicht zum sonstigen Vermögen, Wird eine durch'Tod 
•des Versicherungsnehmers fällige Kapitalversicherungs­
summe als Einmalbeitrag zu einer sofort beginnenden Ren­
tenversicherung für die Ehefrau und die in Satz 2 be- . 
zeichneten Kinder verwendet, so gehören auch die Ansprüche 
aus dieser Rentenversicherung bei der Ehefrau und den. 
Kindern nicht zum sonstigen Vermögen!

4. Ansprüche auf gesetzliche Versorgungsbezüge ohne Rück­
sicht darauf j ob diese laufend oder in Form von Kapital-» 
abfindungen gewährt werden! , r•

5» Ansprüche■auf Leistungen nach dem Zweiten Teil des 
Soforthilfegesetzes oder nach Vorschriften, die im 
Rahmen eines Lastenausgleichs erlassen werden, ohne Rück­
sicht darauf, ob die Leistungen laufend oder, in Form 
einer einmaligen Zahlung gewährt werden!

6. Ansprüche auf Leistungen, die auf Grund gesetzlicher 
Vorschriften zur Wiedergutmachung nationalsozialisti­
schen Unrechts für Schäden an Leben, Körper, Gesundheit 
und Freiheitsentzug zustehen, ohne Rücksicht darauf, ob 
.die -Leistungen laufend oder in Form, einer einmaligen 
Zahlung gewährt werden;

7. Ansprüche auf Renten,

a) die auf gesetzlicher Unterhaltspflicht beruhen! .

b) die dem Steuerpflichtigen als Entschädigung für den 
durch Körperverletzung oder Krankheit herbeigeführ­
ten gänzlichen oder teilweisen Verlust der Erwerbs­
fähigkeit zustehen. Das gleiche gilt für Ansprüche 
auf Renten, die den'Angehörigen einer in dieser Weise

. geschädigten Person auf Grund der Schädigung zu­
stehen;

8. Ansprüche auf eine Kapitalabfindung, die dem Berechtig­
ten an Stelle einer in Nummer 7 bezeichneten Rente 
zusteht;

9» Ansprüche auf Renten und andere wiederkehrende Nutzungen 
und Leistungen, soweit der Jahreswert der Nutzungen oder 
Leistungen insgesamt -3.600.—  Deutsche Mark nicht über­
steigt, wenn, der Berechtigte über 60 Jahre, alt oder vor­
aussichtlich für mindestens drei Jahre erwerbsunfähig 
ist;

10. Hausrat und andere bewegliche körperliche Gegenstände, 
soweit sie nicht in § 110 besonders als zum sonstigen 
Vermögen bezeichnet sind. • 7:,



§ 112

Stichtag für die Bewertung 

von Wertpapieren und Anteilen

Stichtag für die Bewertung von Wertpapieren und Anteilen 
an Kapitalgesellschaften ist jeweils der 31 ..Dezember des 
Jahres, das dem für die .Hauptveranlagung, Neuveranlagung 
und Nachveranlagung zur Vermögensteuer maßgebenden Zeitpunkt 
vorangehti

§ 113

Veröffentlichung der am Stichtag 

maßgebenden Kurse und Rücknahmepreise i ■

Der Bundesminister der Finanzen stellt die nach § 11 
AbSil maßgebenden Kurse und die nach § 11 Abs,4 maßgebenden 
Rücknahmepreise vom Stichtag (§ 112) in einer Liste zusammen 
und veröffentlicht diese im Bundesanzeiger.

§ 16s § 1610 BGB:

Das Maß des zu gewährenden Unterhalts bestimmt sich nach 
der Lebensstellung des Bedürftigen (standesgemäßer Unter­
halt).

Der Unterhalt umfaßt den gesamten Lebensbedarf, bei einer 
der Erziehung bedürftigen Person auch die Kosten der Erzie­
hung und der Vorbildung zu einem Berufe.

§ 1360 BGBs

Familienunterhalt: a) Vernflichtung der Ehegatten

1360s Die Ehegatten sind einander verpflichtet, durch ihre 
Arbeit und mit ihrem Vermögen die Familie angemessen zu 
unterhalten. Die Frau erfüllt ihre Verpflichtung, durch 
Arbeit zum Unterhalt der Familie beizutragen, in der 
Regel durch die Führung des Haushaltsj zu einer Erwerbs­
tätigkeit ist sie nur verpflichtet, soweit die Arbeits­
kraft des Mannes und die Einkünfte der Ehegatten zum Unter­
halt der Familie nicht ausreichen und es den Verhältnissen 
der Ehegatten auch nicht entspricht, daß sie den Stamm 
ihrer Vermögen verwerten.

b) Umfang, Prozeßkosten

1360 as Der angemessene Unterhalt der Familie umfaßt alles, 
was nach den Verhältnissen der Ehegatten erforderlich 
ist, um die Kosten des Haushalts zu bestreiten und die 
persönlichen Bedürfnisse der Ehegatten und den Lebens­
bedarf der gemeinsamen unterhaltsberechtigten Kinder 
zu befriedigen.

Der Unterhalt ist in der Weise zu leisten, die durch 
die eheliche Lebensgemeinschaft geboten ist. Der



Mann ist verpflichtet, der Frau, seinen Beitrag zum. ge­
meinsamen Unterhalt der Familie für einen angemessenen 
Zeitraum im voraus zur Verfügung zu stellen.

Die für die Unterhaltspflicht der Verwandten geltenden 
Vorschriften der §§ 1613 bis I6I5 sind entsprechend 
anzuwenden.

Ist ein Ehegatte nicht in der Lage, die Kosten eines 
Rechtsstreits zu tragen, der. eine persönliche Angelegen­
heit betrifft, so ist der andere Ehegatte verpflichtet, 
ihm diese Kosten vorzuschießen, soweit dies der Billig­
keit entspricht. Das gleiche gilt für die Kosten der 
Verteidigung in einem Strafverfahren, das gegen einen 
Ehegatten gerichtet ist.


